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Schriftliche Erklärung zum Verbot von Phosphat in Waschmitteln

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 648/2004,

– gestützt auf Artikel 116 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass Phosphate in Waschmitteln verwendet werden und eine bedeutende 
Quelle für die Eutrophierung von Meeren, Seen und Wasserläufen in der EU sind,

B. in der Erwägung, dass es sich um ein grenzüberschreitendes Umweltproblem in der EU 
handelt und deshalb auf EU-Ebene in Angriff genommen werden muss; in der Erwägung, 
dass mehrere Mitgliedstaaten bereits auf nationaler Ebene ein Verbot von Phosphaten 
verhängt haben, was sich in diesen Ländern positiv auf die Gewässer, die vor externen 
Einflüssen geschützt sind, ausgewirkt hat, wogegen in Gewässern, an die andere 
Mitgliedstaaten angrenzen, die ein solches Verbot nicht verhängt haben, diese 
schwerwiegende Umweltverschmutzung nach wie vor besteht,

C. in der Erwägung, dass eine Reihe von Mitgliedstaaten nicht über Kläranlagen verfügen, 
die den Anforderungen der EU-Richtlinie über die Wasserpolitik entsprechen und die 
deshalb die Phosphatableitungen nicht verringert haben; in der Erwägung, dass ein Verbot 
von Phosphaten in Waschmitteln solche Ableitungen um bis zu 20 % senken kann,

D. in der Erwägung, dass sich Ersatzstoffe nur unter wenigen Aspekten von Phosphaten 
unterscheiden, dass es sich aber um ungiftige Substanzen handelt, die durch ein Verfahren 
hergestellt werden, bei dem weniger giftige Nebenprodukte entstehen,

1. fordert den Ratsvorsitz auf, die Frage der Einführung eines Verbots von Phosphaten in 
Waschmitteln, das für alle Mitgliedstaaten in der Europäischen Union gilt, zu prüfen;

2. beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung mit den Namen der Unterzeichner der 
Kommission und dem Rat zu übermitteln.


